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Satzung des Vereins „FC Siegen United (e.V.)“

Präambel 

Der Verein „FC Siegen United e.V.“ fördert das soziale Miteinander, den Sport und kulturelle Aktivitäten. 
Er unterstützt die sportliche Betätigung und das gesellschaftliche Miteinander seiner Mitglieder sowie die 
soziale Integration durch den Fußball. Der Verein setzt sich aktiv für Fairness ein und tritt für einen doping- 
und manipulationsfreien Sport ein. Er ist parteipolitisch und religiös neutral und vertritt den Grundsatz religiö-
ser, weltanschaulicher und ethnischer Toleranz und Neutralität. Der Verein setzt sich aktiv gegen Intoleranz, 
Rassismus und jede Form von politischem Extremismus ein. Er tritt rassistischen, verfassungs- und fremden-
feindlichen Bestrebungen sowie jeder Form von Gewalt entgegen, unabhängig davon, ob sie verbaler, körper-
licher, seelischer oder sexualisierter Art ist. Der Verein verpflichtet sich zu verantwortlichem Handeln auf der 
Grundlage von Transparenz, Integrität, Partizipation und Nachhaltigkeit als Prinzipien einer guten Vereinsfüh-
rung.

§1 Name, Sitz, Eintragung, Geschäftsjahr, Vereinsfarben

1. Name des Vereins  
Der Verein führt den Namen „FC Siegen United (e.V.)“.

2. Sitz des Vereins  
Der Sitz des Vereins ist Siegen.

3. Eintragung  
Der Verein soll in das Vereinsregister eingetragen werden und führt dann den Zusatz „e.V.“.

4. Geschäftsjahr  
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

5. Vereinsfarben  
Die Vereinsfarben sind türkis, schwarz und weiß.

§2 Zweck des Vereins

1. Zweck  

Zweck des Vereins ist die Förderung des Fußballsports und der sportlichen Betätigung der Mitglieder. Der Ver-
ein soll seinen Mitgliedern einen leistungsbezogenen Spielbetrieb ermöglichen und die Gemeinschaft fördern.

2. Verwirklichung des Zwecks 
 
Der Zweck wird insbesondere verwirklicht durch:

	 a)	 die Durchführung eines leistungsorientierten Trainingsbetriebs,  
	 b)	 Teilnahme am Punkt- und Pokalspielbetrieb,  
	 c)	 Teilnahme an Turnieren und Sportveranstaltungen,  
	 d)	 Durchführung von sportspezifischen Vereinsveranstaltungen,  
	 e)	 Durchführung von allgemeinen und sportorientierten Veranstaltungen und Maßnahmen,  
	 f)	 Aus- und Weiterbildung sowie Einsatz von sachgemäß ausgebildeten Übungsleitern, Trainern und Helfern.
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§3 Gemeinnützigkeit

1. Ausschließliche und unmittelbare Gemeinnützigkeit  
Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.

2. Selbstlosigkeit  
Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

3. Mittelverwendung  
Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten 
keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.

4. Begünstigungsverbot  
Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig 
hohe Vergütungen begünstigt werden.

§4 Verbandsmitgliedschaften

1. Mitgliedschaften  
Der Verein ist Mitglied des Fußball- und Leichtathletik-Verbandes Westfalen e.V. (FLVW), im Landessportbund 
Nordrhein-Westfalen sowie im Stadtsportverband Siegen.

2. Weitere Mitgliedschaften  
Um die Durchführung der Vereinsaufgaben zu ermöglichen, kann der Vorstand den Eintritt in weitere Bünde, 
Verbände und Organisationen sowie den Austritt daraus beschließen.

3. Anerkennung von Satzungen und Ordnungen  
Der Verein erkennt die Satzungen, Ordnungen und Wettkampfbestimmungen der Bünde und Verbände nach 
Absatz 1 und 2 als verbindlich an.

4. Delegiertenbenennung  
Soweit für die Wahrnehmung von Mitgliedschaftsrechten in Verbänden eine Delegiertenbenennung 
erforderlich ist, benennt und entsendet diese der Vorstand (§26 BGB).

§5 Erwerb der Mitgliedschaft

1. Mitgliedschaft  
Mitglied des Vereins können natürliche und juristische Personen werden. Kinder und Jugendliche unter 
18 Jahren können ebenfalls Mitglied werden, allerdings ohne Stimmrecht.

2. Aufnahmeverfahren  
Die Mitgliedschaft wird durch Aufnahme erworben. Es ist ein Aufnahmeantrag in Schriftform an den Verein zu 
richten. Die Aufnahme in den Verein ist davon abhängig, dass sich das Mitglied für die Dauer der Mitgliedschaft 
verpflichtet, am SEPA-Lastschriftverfahren teilzunehmen. Sollten Mitglieder aus einem gerechtfertigten 
Grund nicht am SEPA-Lastschriftverfahren teilnehmen können, sind alternative Zahlungsmethoden möglich, 
wenn diese vom Vorstand genehmigt werden.

3. Einwilligung bei Minderjährigen  
Der Aufnahmeantrag eines Minderjährigen bedarf der schriftlichen Einwilligung eines gesetzlichen Vertreters.
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4. Entscheidung über die Aufnahme  
Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand (§26 BGB) durch Beschluss. Mit Beschlussfassung beginnt die 
Mitgliedschaft. Mit der Abgabe des unterzeichneten Aufnahmeantrags erkennt das Mitglied die Vereinssat-
zung und die Ordnungen in der jeweils gültigen Fassung an.

5. Ablehnung der Aufnahme  
Ein Aufnahmeanspruch besteht nicht. Die Ablehnung der Aufnahme muss nicht begründet werden.

6. Rechtsmittel  
Ein vereinsinternes Rechtsmittel gegen die Ablehnung der Aufnahme besteht nicht. Der Weg zu den 
ordentlichen Gerichten bleibt unberührt.

§6 Arten der Mitgliedschaft

1. Mitgliederkategorien  

   Der Verein besteht aus:

	 - aktiven Mitgliedern,  
	 - passiven Mitgliedern,  
	 - außerordentlichen Mitgliedern (juristische Personen).

2. Aktive Mitglieder  
Nutzen die Angebote des Vereins und nehmen am Trainings- und Spielbetrieb teil.

3. Passive Mitglieder  
Fördern den Verein ideell und finanziell, ohne aktiv am Sportbetrieb teilzunehmen.

4. Außerordentliche Mitglieder  
Sind juristische Personen, die den Verein unterstützen.

§7 Beendigung der Mitgliedschaft

1. Gründe für die Beendigung  

Die Mitgliedschaft endet durch:

	 - Austritt aus dem Verein,  
	 - Ausschluss aus dem Verein,  
	 - Streichung aus der Mitgliederliste,  
	 - Tod,  
	 - Erlöschen der Rechtsfähigkeit bei juristischen Personen.

2. Austritt  
Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung an die Geschäftsadresse des Vereins. Der Austritt kann nur 
zum Ende eines Kalenderjahres unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von vier Wochen erklärt werden.

3. Erlöschen der aktiven Mitgliedschaft  
Die Mitgliedschaft endet bei aktiven Mitgliedern, wenn die Spielberechtigung für den Verein erlischt.
Auf Antrag kann die aktive in passive Mitgliedschaft umgewandelt werden.



Seite 4

4. Rückgabe von Vereinsgegenständen  
Alle vom Verein zur Verfügung gestellten oder bezahlten Gegenstände (z.B. Trikots, Trainingsmaterialien, 
Ausrüstung) sind bei Austritt oder Ausschluss aus dem Verein zurückzugeben. Diese Gegenstände müssen in 
einem akzeptablen Zustand zurückgegeben werden, wobei eine Abnutzung durch regulären Gebrauch toleriert 
wird. Sollte ein Mitglied nachweislich selbst für bestimmte Gegenstände bezahlt haben, ist keine Rückgabe 
erforderlich.

5. Rückzahlung von Beiträgen  
Eine Rückzahlung von bereits geleisteten Beiträgen erfolgt nicht, es sei denn, der Vorstand entscheidet in 
besonderen Fällen über eine Rückerstattung.

§8 Ausschluss aus dem Verein, Streichung aus der Mitgliederliste

1. Gründe für den Ausschluss
  
   Ein Ausschluss kann erfolgen, wenn ein Mitglied:

	 - grob gegen die Satzung oder Ordnungen schuldhaft verstößt,  
	 - in grober Weise den Interessen des Vereins und seiner Ziele zuwiderhandelt,  
	 - sich grob unsportlich verhält,  
	 - dem Verein oder dem Ansehen des Vereins durch unehrenhaftes Verhalten schadet, insbesondere durch 	
		  Äußerung extremistischer oder verfassungsfeindlicher Gesinnung bzw. Haltung innerhalb oder außerhalb 	
		  des Vereins oder durch die Mitgliedschaft in einer extremistischen Partei oder Organisation,  
	 - gegen die Grundsätze des Kinder- und Jugendschutzes verstößt.

2. Verfahren  
Über den Ausschluss entscheidet der Gesamtvorstand (§26 BGB) auf Antrag. Zur Antragstellung ist jedes Mit-
glied berechtigt.  Der Antrag auf Ausschluss ist dem betroffenen Mitglied samt Begründung zuzuleiten. Das 
betroffene Mitglied wird aufgefordert, innerhalb einer Frist von drei Wochen zu dem Antrag auf Ausschluss 
Stellung zu nehmen. Nach Ablauf der Frist entscheidet der Gesamtvorstand unter Berücksichtigung der Stel-
lungnahme des betroffenen Mitglieds mit einfacher Mehrheit.

3. Mitteilung des Beschlusses  
Der Beschluss ist dem Mitglied schriftlich mit Begründung per Brief oder E-Mail mitzuteilen. Der Ausschlie-
ßungsbeschluss wird mit Bekanntgabe an das betroffene Mitglied wirksam.

4. Rechtsmittel  
Gegen den Ausschluss kann das Mitglied innerhalb von vier Wochen nach Zugang des Beschlusses Berufung 
an die Mitgliederversammlung einlegen, die endgültig entscheidet.

5. Streichung bei Zahlungsverzug  
Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands (§26 BGB) von der Mitgliederliste gestrichen werden, wenn 
es trotz schriftlicher Mahnung mit der Zahlung von Beiträgen, Umlagen oder Gebühren in Verzug ist. Der Be-
schluss über die Streichung darf erst dann gefasst werden, wenn nach Versendung der Mahnung drei Wochen 
verstrichen sind und dem Mitglied in der Mahnung die Streichung bei Nichtzahlung angekündigt worden ist. 
Der Beschluss über die Streichung ist dem betroffenen Mitglied schriftlich mitzuteilen.

6. Ausschluss eines Vorstandsmitglieds  
Handelt es sich bei dem auszuschließenden Mitglied um ein Mitglied des Vorstands, entscheidet die 
Mitgliederversammlung über den Ausschluss.
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§9 Beiträge, Gebühren, Umlagen, Beitragseinzug

1. Beitragspflicht  
Die Mitglieder sind verpflichtet, Beiträge zu zahlen. Es können zusätzlich Aufnahmegebühren, Umlagen und 
Gebühren für besondere Leistungen des Vereins erhoben werden. Für unterschiedliche Mitgliedergruppen 
können unterschiedliche Beiträge festgesetzt werden.

2. Beitragszahlung  
Die Höhe des monatlichen Mitgliedsbeitrags für aktive Mitglieder und eventuelle Gebühren für Sonderleistun-
gen werden durch den Vorstand festgelegt und können bei Bedarf angepasst werden. Die aktuellen Beiträge 
und Gebühren sind in einer Beitragsordnung festgehalten, die allen Mitgliedern sowie Interessierten, die Mit-
glied werden möchten, zugänglich ist. Die Beitragsordnung wird als Anlage zur Satzung bereitgestellt, sodass 
sie bei der Einsicht und Anerkennung der Satzung stets verfügbar ist.

3. Festsetzung und Fälligkeit  
Über die Höhe und Fälligkeit sämtlicher Beiträge, Gebühren und Umlagen entscheidet der Vorstand (§26 BGB) 
durch Beschluss. Umlagen können bis zur Höhe des dreifachen jährlichen Mitgliedsbeitrags erhoben werden, 
wenn dies durch die Mitgliederversammlung beschlossen wird. Umlagen sind ausschließlich für besondere, 
außergewöhnliche Aufwendungen zulässig.

4. Mitteilungspflicht des Mitglieds  
Das Mitglied ist verpflichtet, Änderungen des Namens, der Bankverbindung, der Anschrift, der Telefonnummer 
sowie der E-Mail-Adresse unverzüglich schriftlich an den Vorstand zu melden. Dies kann per Brief oder per E-
Mail an die offizielle Vorstandsadresse erfolgen.

5. Beitragseinzug  
Bei Mitgliedern, die dem SEPA-Lastschriftverfahren zugestimmt haben, wird der Beitrag zum Fälligkeitstermin 
eingezogen. Wie im vorherigen Punkt der Satzung beschrieben, gibt es Mitglieder, die nicht am SEPA-Verfahren 
teilnehmen können und für die der Vorstand eine alternative Zahlungsweise entschieden hat. Auch in diesen 
Fällen wird der Betrag zum Fälligkeitstermin für Beiträge, Gebühren und Umlagen eingezogen.

6. Kosten bei fehlgeschlagener Zahlung  
Kann der Bankeinzug aus Gründen, die das Mitglied zu vertreten hat, nicht erfolgen, sind die dadurch ent-
stehenden Bankgebühren vom Mitglied zu tragen. Für Mitglieder, bei denen der Vorstand eine alternative 
Zahlungsweise festgelegt hat, trägt das Mitglied ebenfalls die Kosten, wenn die Zahlung aus Gründen, die das 
Mitglied zu vertreten hat, nicht fristgerecht erfolgt.“

7. Zahlungsverzug  
Wenn der Beitrag im Zeitpunkt der Fälligkeit nicht beim Verein eingegangen ist, befindet sich das Mitglied 
ohne weitere Mahnung in Zahlungsverzug. Der ausstehende Beitrag kann dann bis zu seinem Eingang gemäß 
§ 288 Abs. 1 BGB mit 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB verzinst werden.

8. Forderungseinzug  
Fällige Forderungen können vom Verein außergerichtlich und gerichtlich geltend gemacht werden. 
Die entstehenden Kosten hat das Mitglied zu tragen.

9. Ausnahmen und Stundungen  
Der geschäftsführende Vorstand kann in begründeten Einzelfällen Beitragsleistungen oder -pflichten ganz 
oder teilweise erlassen oder stunden sowie Mitgliedern die Teilnahme am SEPA-Lastschriftverfahren erlassen 
und alternative Zahlungsweisen festlegen.
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§10 Mitgliederrechte

1. Antrags- und Rederechte bei Minderjährigen und Geschäftsunfähigen 
Minderjährige Mitglieder und geschäftsunfähige Personen können ihre Antrags- und Rederechte in der 
Mitgliederversammlung nicht persönlich ausüben. Diese Rechte werden ausschließlich durch ihren 
gesetzlichen Vertreter wahrgenommen.

2. Minderjährige Mitglieder  
Minderjährige Mitglieder sind generell von den Stimm- und Mitwirkungsrechten ausgeschlossen. Sie dürfen 
jedoch ohne Rederecht an der Mitgliederversammlung teilnehmen, es sei denn, der Versammlungsleiter räumt 
ihnen ausnahmsweise das Wort ein.

3. Stimmrechte gesetzlicher Vertreter  
Gesetzliche Vertreter minderjähriger Mitglieder haben auf der Mitgliederversammlung keine Stimmrechte, 
sofern sie nicht selbst Mitglied des Vereins sind.

4. Rechte erwachsener Mitglieder
Alle volljährigen Mitglieder haben das Recht, an der Mitgliederversammlung teilzunehmen, Anträge zu stellen 
und Redebeiträge zu leisten. Sie verfügen jeweils über eine Stimme, die persönlich ausgeübt wird und nicht 
übertragbar ist.

§11 Ordnungsgewalt des Vereins

1. Pflichten der Mitglieder
Jedes Mitglied ist verpflichtet, die Regelungen dieser Satzung sowie der Vereinsordnungen zu beachten, einzu-
halten und insbesondere den Anweisungen und Entscheidungen der Vereinsorgane, Mitarbeiter und Übungs-
leiter Folge zu leisten.

2. Sanktionsmöglichkeiten
Verstößt ein Mitglied gegen die Satzung, Ordnungen oder Anweisungen, kann der Vorstand Sanktionen 
verhängen. Diese umfassen:

Ordnungsstrafe bis zu 100,00 Euro bei mittleren Verstößen:  
Zu mittleren Verstößen zählen unter anderem:

	 1. Unangemessenes Verhalten im Training oder während eines Spiels 
 
	 - Wiederholtes respektloses Verhalten gegenüber Mitspielern, Trainern oder Schiedsrichtern.
	 - Kleinere Beleidigungen oder abwertende Kommentare.
  
	 2. Nichtbefolgen von Vereinsregeln  

	 - Missachtung interner Regelungen, z.B. unentschuldigtes Fernbleiben von Trainingseinheiten oder un	
		  pünktliches Erscheinen.

	 - Leicht fahrlässiger Umgang mit Vereinsmaterial, z.B. beschädigte Trainingsausrüstung durch 
		  unsachgemäße Nutzung.

	 3. Verstöße gegen Kleidungs- oder Ausrüstungsrichtlinien 
 
	 - Wiederholtes Erscheinen im Training oder bei Spielen ohne vorgeschriebene Vereinskleidung.
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Ordnungsstrafe bis zu 500,00 Euro bei schweren Verstößen:  
Zu schweren Verstößen gehören insbesondere:

	 1. Schweres Fehlverhalten mit erheblichem Imageschaden  

	 - Öffentlich beleidigende oder diskriminierende Äußerungen (insbesondere in sozialen Medien) 
		  gegenüber dem Verein oder anderen Vereinsmitgliedern, die den Ruf des Vereins massiv schädigen.

	 - Veröffentlichen von unangemessenen oder beleidigenden Inhalten, die in direktem Zusammenhang 	
		  mit dem Verein stehen.
  
	 2. Schwerwiegende Verletzung des Vereinsfriedens oder der Vereinswerte 
 
	 - Handlungen rassistischer, diskriminierender oder extremistischer Natur, die gegen die Grundwerte 	
		  des Vereins verstoßen.
	 - Drohungen oder körperliche Auseinandersetzungen, die die Sicherheit anderer Mitglieder gefährden.
  
    	 3. Missbrauch oder schwere Beschädigung von Vereinsbesitz 
 
	 - Vorsätzliche Beschädigung oder Diebstahl von Vereinseigentum oder Vereinsräumlichkeiten.
	 - Grob fahrlässiger Umgang mit hochwertigem Equipment, was hohe Reparatur- oder Ersatzkosten verursacht.
  
	 4. Schwere Verstöße gegen den Kinder- und Jugendschutz 
 
	 - Jegliches Verhalten, das gegen die Grundsätze des Kinder- und Jugendschutzes verstößt, wie z.B. 		
		  aggressives oder unangemessenes Verhalten gegenüber minderjährigen Vereinsmitgliedern.

	 (Hinweis: Die oben aufgeführten Verstöße dienen als beispielhafte Richtlinien. Der Vorstand ist berechtigt, im Einzelfall und unter Berücksichtigung 

	 aller Umstände den Schweregrad des Verstoßes zu bewerten und die entsprechende Sanktion festzulegen.)  Die Höhe und Art der Sanktionen werden 

	 vom Vorstand unter Berücksichtigung der Schwere des Verstoßes, der individuellen Umstände sowie im Einklang mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

	 und Gleichbehandlung festgelegt.

	 - Befristeter Ausschluss vom Trainings- und Vereinsbetrieb bis zu sechs Monaten

3. Verfahrenseinleitung
Das Verfahren wird vom Vorstand (§26 BGB) eingeleitet. Der Antrag auf Sanktionen wird dem betroffenen Mit-
glied schriftlich zugestellt, welches dann innerhalb einer Frist von zwei Wochen eine Stellungnahme abgeben 
kann. Der Vorstand entscheidet nach Ablauf dieser Frist unter Berücksichtigung der Stellungnahme des be-
troffenen Mitglieds.

§12 Die Vereinsorgane

1. Organe des Vereins sind:
  
	 - die Mitgliederversammlung,  
	 - der Vorstand.

§13 Die Mitgliederversammlung

1. Oberstes Organ des Vereins
Oberstes Organ des Vereins ist die Mitgliederversammlung.

2. Turnus der Mitgliederversammlung  
Eine Mitgliederversammlung findet mindestens einmal im Kalenderjahr statt. Die Mitgliederversammlung 
sollte jeweils bis zum 30. April durchgeführt werden.
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3. Einberufung  
Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen in Textform unter 
Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung der Einladung folgenden 
Tag. Die Tagesordnung setzt der Vorstand durch Beschluss fest. Es sind alle Mitglieder zur Teilnahme einzula-
den. Die Einladung erfolgt per E-Mail an die vom jeweiligen Mitglied benannte Adresse.

4. Einberufung auf Verlangen der Mitglieder  
Der Vorstand kann jederzeit eine Mitgliederversammlung einberufen, wenn das Interesse des Vereins es er-
fordert. Sie muss einberufen werden, wenn es von mindestens 20 % aller Mitglieder schriftlich unter Angabe 
des Zwecks und der Gründe vom Vorstand verlangt wird. Gegenstand der Beschlussfassung einer derartigen 
Mitgliederversammlung sind nur die mit der Einberufung mitgeteilten Tagesordnungspunkte. Ergänzungen 
der Tagesordnung sowie weitere Anträge sind ausgeschlossen. Einberufungsform und Frist ergeben sich aus 
Absatz 3.

5. Beschlussfähigkeit  
Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist unabhängig von der Anzahl der anwesenden 
Mitglieder beschlussfähig, wenn mindestens 40 % der stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind. Sollte 
diese Anzahl nicht erreicht werden, ist eine zweite Versammlung anzusetzen, die unabhängig von der Anzahl 
der Anwesenden beschlussfähig ist.

6. Leitung der Versammlung  
Die Mitgliederversammlung wird vom Sprecher des Vorstandes geleitet, bei dessen Verhinderung von einem 
anderen Mitglied des Vorstandes. Ist kein Mitglied des Vorstandes anwesend, bestimmt die Versammlung 
einen Versammlungsleiter. Der Versammlungsleiter bestimmt den Protokollführer. Der Versammlungsleiter 
kann die Leitung der Versammlung auf eine andere Person übertragen.

7. Abstimmungen  
Alle Abstimmungen und Wahlen erfolgen grundsätzlich offen per Handzeichen oder bei Teilnahme an einer vir-
tuellen oder hybriden Mitgliederversammlung auch durch elektronische Stimmabgabe. Eine geheime Abstim-
mung ist durchzuführen, wenn dies von mindestens 40 % der abgegebenen gültigen Stimmen verlangt wird.

8. Mehrheit  
Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stim-
men gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Stimmenthaltungen werden als ungültige 
Stimmen gewertet und nicht mitgezählt. Zur Änderung der Satzung und zur Änderung des Vereinszwecks ist 
eine Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich.

9. Protokoll  
Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom Versammlungs-
leiter und Protokollführer zu unterzeichnen ist. Das Ergebnis der Beschlussfassung wird dokumentiert und 
innerhalb von drei Werktagen nach Ablauf der Frist zur Stimmabgabe allen Mitgliedern gegenüber in Textform 
bekanntgemacht oder alternativ im internen Mitgliederbereich auf der Internetseite des Vereins veröffentlicht.

10. Anträge zur Tagesordnung  
Anträge zur Tagesordnung können von allen Mitgliedern in Textform unter Angabe des Namens gestellt wer-
den. Die Anträge sind zu begründen und müssen dem Vorstand bis zum 31. Januar des Jahres zugehen.

11. Virtuelle oder hybride Versammlungen  
Mitgliederversammlungen finden grundsätzlich als Präsenzversammlungen statt. Der Vorstand kann be-
schließen, dass die Mitgliederversammlung ausschließlich als virtuelle Mitgliederversammlung in Form einer 
onlinebasierten Videoversammlung oder als Kombination von Präsenzversammlung und virtueller Versamm-
lung (hybride Mitgliederversammlung) stattfindet. Teilnahme- und stimmberechtigten Personen, die online 
an der virtuellen bzw. hybriden Mitgliederversammlung teilnehmen, wird durch geeignete technische Vor-
richtungen die Möglichkeit gegeben, das Stimmrecht auf elektronischem Wege auszuüben. Die Auswahl der 
technischen Rahmenbedingungen (z. B. die Auswahl der zu verwendenden Software bzw. Programme) und die 
Einzelheiten zur Registrierung legt der Vorstand fest.
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12. Technische Probleme  
Technische Widrigkeiten, die zu einer Beeinträchtigung bei der Teilnahme oder bei der Stimmrechtsausübung 
führen, berechtigen die stimmberechtigten Personen nicht dazu, gefasste Beschlüsse anzufechten, es sei 
denn, die Ursache der technischen Widrigkeiten liegt im Verantwortungsbereich des Vereins.

13. Schriftliche Verfahren  
Außerhalb einer Mitgliederversammlung können Beschlüsse im schriftlichen Verfahren nach Maßgabe der 
Satzung gefasst werden, sofern alle stimmberechtigten Mitglieder beteiligt wurden und eine einfache Mehr-
heit erreicht wurde. Den stimmberechtigten Mitgliedern ist in dem Anschreiben eine Frist zur Abgabe der 
Stimme zu setzen, die einen Zeitraum von zwei Wochen nicht unterschreiten und von vier Wochen nicht über-
schreiten darf.

§14 Zuständigkeit der Mitgliederversammlung

1. Aufgaben der Mitgliederversammlung 
 
   Die Mitgliederversammlung ist für folgende Vereinsangelegenheiten zuständig:

	 - Entgegennahme der Berichte des Vorstandes,  
	 - Entgegennahme des Kassenprüfberichtes,  
	 - Entlastung des Vorstandes,  
	 - Wahl der Mitglieder des Vorstandes,  
	 - Wahl der Kassenprüfer und Ersatzkassenprüfer,  
	 - Beschlussfassung über Satzungsänderungen,  
	 - Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins.

§15 Der Vorstand

1. Zusammensetzung des Vorstands  

Der Vorstand gem. § 26 BGB besteht aus:

	 - dem 1. Vorsitzender,
	 - dem 2. Vorsitzender (stellvertretend),

	 - Der erweiterte Vorstand kann intern bestimmt werden. Aufgabenbereiche werden intern festgelegt.

2. Vertretungsbefugnis  
Der Verein wird gemäß § 26 BGB gerichtlich und außergerichtlich gemeinschaftlich durch den 1. Vorsitzenden 
und den 2. Vorsitzenden vertreten.

3. Aufgaben des Vorstands  
Der Vorstand ist für die Leitung und Geschäftsführung des Vereins verantwortlich und entscheidet über alle 
Aufgaben, die nicht durch die Satzung oder Ordnungen einem anderen Organ zugewiesen sind. 

	 Dazu zählen insbesondere:  

	 - Aufstellung des Haushaltsplans und eventueller Nachträge,  
	 - Vorlage von Jahresberichten für die Mitgliederversammlung,  
	 - Ausschluss von Mitgliedern und Verhängung von Sanktionen,  
	 - Berufung von Nachfolgern für ausgeschiedene Mitglieder des Vorstands,  
	 - Aufstellen und Beschluss einer Beitrags- und Gebührenordnung,  
	 - Erlass eines Schutzkonzeptes zum Schutz von Kindern und Jugendlichen, das unter anderem beinhaltet:  
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		  - die verpflichtende Erklärung zu einem Ehrenkodex,  
		  - die verpflichtende Vorlage des erweiterten Führungszeugnisses,  
		  - den Erlass allgemeiner Verhaltensrichtlinien und  
		  - die Benennung von Ansprechpersonen.

4. Sitzungen des Vorstands  
Sitzungen des Vorstands werden durch den Sprecher des Vorstands einberufen. Der Vorstand ist beschluss-
fähig, wenn mindestens die Hälfte der im Amt befindlichen Vorstandsmitglieder anwesend ist. Beschlüsse 
können auch im Umlaufverfahren per E-Mail oder per Telefon- bzw. Videokonferenz gefasst werden, wenn 
mindestens zwei Vorstandsmitglieder an der Beschlussfassung mitwirken.

5. Protokollierung der Beschlüsse  
Beschlüsse des Vorstands sind zu protokollieren und innerhalb einer Woche schriftlich festzuhalten. Be-
schlüsse, die im Umlaufverfahren per E-Mail gefasst wurden, sind ebenfalls zu archivieren.

6. Amtsdauer  
Die Amtsdauer der Vorstandsmitglieder beträgt zwei Jahre. Wiederwahl ist zulässig. Der Vorstand bleibt auch 
nach Ablauf der Amtszeit im Amt, bis ein neuer Vorstand gewählt ist.

7. Sonderregelungen bei Vakanzen im Vorstand  
Kann die Mitgliederversammlung nicht alle Vorstandsposten besetzen, bleiben diese unbesetzt. Es müssen 
jedoch mindestens zwei Vorstandsmitglieder bestimmt werden. Scheidet ein Mitglied des Vorstands während 
der laufenden Amtszeit vorzeitig aus, so kann der Gesamtvorstand für die restliche Amtszeit des Ausgeschie-
denen durch Beschluss einen Nachfolger bestimmen.

§16 Vergütung der Tätigkeit der Organmitglieder, Aufwendungsersatz, 
bezahlte Mitarbeit

1. Vergütung  
Der Vorstand kann beschließen, dass Vereins- und Organämter entgeltlich auf der Grundlage eines Dienst- 
oder Arbeitsvertrages oder gegen Zahlung einer pauschalen Aufwandsentschädigung ausgeübt werden.

2. Aufwendungsersatz  
Die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins haben einen Aufwendungsersatzanspruch nach § 670 BGB. 
Der Anspruch ist innerhalb von sechs Monaten geltend zu machen und durch Belege nachzuweisen.

§17 Kassenprüfer

1. Wahl der Kassenprüfer  
Die Mitgliederversammlung wählt zwei Kassenprüfer und zwei Ersatzkassenprüfer, die nicht dem Vorstand 
angehören dürfen.

2. Amtszeit
Die Amtszeit der Kassenprüfer und der Ersatzkassenprüfer beträgt zwei Jahre, wobei ein Kassenprüfer und ein 
Ersatzkassenprüfer in geraden Jahren und ein Kassenprüfer und ein Ersatzkassenprüfer in ungeraden Jahren 
gewählt werden. Die Wiederwahl für eine weitere Amtszeit ist zulässig. Die Mitgliederversammlung kann 
stattdessen oder zusätzlich beschließen, dass der Vorstand qualifizierte Dritte mit der Prüfung der Ordnungs-
gemäßheit beauftragt.
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3. Prüfung  
Die Kassenprüfer prüfen mindestens einmal jährlich die gesamte Vereinskasse mit allen Konten, Buchungs-
unterlagen und Belegen und erstatten der Mitgliederversammlung darüber einen Bericht. Die Kassenprüfer 
sind zur umfassenden Prüfung aller Kassen und aller Unterlagen in sachlicher und rechnerischer Hinsicht 
berechtigt.

§18 Vereinsordnungen

1. Ordnungen des Vereins  
   
Der Vorstand ist ermächtigt, Ordnungen zu erlassen, insbesondere:

	 - eine Beitragsordnung,  
	 - eine Finanzordnung,  
	 - eine Geschäftsordnung.

§19 Haftung

1. Haftungsbeschränkung  
Ehrenamtlich Tätige haften gegenüber den Mitgliedern und dem Verein nur für Vorsatz und grobe 
Fahrlässigkeit.

§20 Datenschutz  

	 - Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der Vorgaben
		  der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes
		  (BDSG) personenbezogene Daten über persönliche und sachliche Verhältnisse der
		  Mitglieder im Verein verarbeitet.

	 - Den Organen des Vereins, allen Mitarbeiter oder sonst für den Verein Tätigen ist es
		  untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem jeweiligen zur
		  Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten zugänglich
		  zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch über das Ausscheiden der oben
		  genannten Personen aus dem Verein hinaus.
	 - Zur Wahrnehmung der Aufgaben und Pflichten nach der EU-Datenschutz-Grundverordnung
		  und dem Bundesdatenschutzgesetz bestellt der Vorstand einen Datenschutzbeauftragten.

§21 Auflösung des Vereins

1. Beschlussfassung  
Die Auflösung des Vereins kann nur in einer außerordentlichen Mitgliederversammlung beschlossen werden, 
die ausschließlich zu diesem Zweck einberufen wird. Die Einberufung erfolgt unter Einhaltung der für Mitglie-
derversammlungen geltenden Fristen und Formalitäten.

2. Mehrheitserfordernis 
Für die Beschlussfassung zur Auflösung des Vereins ist eine qualifizierte Mehrheit von drei Vierteln der anwe-
senden stimmberechtigten Mitglieder erforderlich.
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3. Voraussetzungen für die Auflösung  
Eine Auflösung des Vereins darf nur beschlossen werden, wenn triftige Gründe vorliegen, die eine Fortführung 
des Vereinsbetriebs unzumutbar oder unmöglich machen. Solche Gründe können insbesondere sein:

	 - ein dauerhafter Mangel an aktiven Mitgliedern, der den Vereinsbetrieb verhindert,
	 - eine dauerhafte finanzielle Untragbarkeit des Vereins,

oder andere wesentliche und unabwendbare Gründe, die den Vereinszweck dauerhaft unmöglich machen.

4. Liquidatoren
Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind im Falle der Auflösung die Mitglieder des 
Vorstands die Liquidatoren des Vereins.

5. Auflösung des Vereins und Vermögensverwendung
Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines steuerbegünstigten Zwecks fällt das verbleibende Vermö-
gen an die: 

Gemeinnützige Gesellschaft der Franziskanerinnen zu Olpe mbH (GFO), 
Maria-Theresia-Straße 42 a, 
57462 Olpe

Dies ist das Kinder- und Jugendhospiz Balthasar in Olpe. Die Empfängerorganisation hat das Vermögen unmit-
telbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden.

6. Fusion 
Im Falle einer Fusion mit einem anderen Verein fällt das Vermögen nach Vereinsauflösung
an den neu entstehenden steuerbegünstigten Fusionsverein bzw. den aufnehmenden
steuerbegünstigten Verein, der es ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige,
mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat.

§22 Inkrafttreten dieser Satzung

1. Gültigkeit  
Diese Satzung wurde durch die Gründungsversammlung am 18.12.2024 beschlossen und tritt mit Eintragung in 
das Vereinsregister in Kraft.
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Beitragsordnung des Vereins „Siegen United (e.V.)“
Anhang zur Satzung vom 04.11.2024

§1 Allgemeine Bestimmungen

 1. Diese Beitragsordnung ist Bestandteil der Satzung des Vereins „Siegen United e.V.“.

 2. Sie regelt die Beitragspfl ichten der Mitglieder sowie weitere fi nanzielle Obliegenheiten.

§2 Beitragshöhe

 1. Der monatliche Mitgliedsbeitrag für aktive Mitglieder beträgt 10,00 Euro.

 2. Passive Mitglieder, Fördermitglieder und Ehrenmitglieder zahlen keinen Mitgliedsbeitrag, sofern nichts 
  anderes vereinbart ist.

 3. Zusätzliche Beiträge oder Umlagen können in besonderen Fällen zur Deckung außerordentlicher Aus- 
  gaben des Vereins erhoben werden. Die Höhe und der Anlass solcher Umlagen sind in der Mitgliederver- 
  sammlung zu beschließen.

§3 Zahlungsweise

 1. Die Mitgliedsbeiträge sind jeweils monatlich zum 1. eines jeden Monats fällig und per SEPA-Lastschrift- 
  verfahren einzuziehen.

 2. Mitglieder, die dem Verein kein SEPA-Lastschriftmandat erteilen können, müssen die Beiträge selbst
  ständig bis zum 5. des jeweiligen Monats auf das Vereinskonto überweisen.

 3. Sollten aufgrund von Versäumnissen des Mitglieds zusätzliche Bankgebühren entstehen, sind diese vom 
  Mitglied zu tragen.

§4 Beitragsermäßigungen und Stundungen

 1. Der Vorstand kann in begründeten Einzelfällen, etwa bei sozialer Härte, Beitragsminderungen oder -stun
  dungen gewähren. Der Antrag ist schriftlich zu begründen.

 2. Beitragsermäßigungen oder -befreiungen sind auf maximal ein Jahr begrenzt und können bei Bedarf 
 verlängert werden.

§5 Aufnahmegebühren

 1. Der Verein erhebt keine Aufnahmegebühr.

§6 Beitragsanpassungen

 1. Änderungen der Beitragshöhe oder zusätzlicher Gebühren bedürfen der Zustimmung durch die 
  Mitgliederversammlung und sind den Mitgliedern rechtzeitig mitzuteilen.

 2. Die aktuelle Beitragsordnung liegt allen Mitgliedern und denjenigen, die eine Mitgliedschaft anstreben,  
  zugänglich bei der Satzung als Anlage bei.

Diese Beitragsordnung wurde am 18.12.2024 erstellt und ist Bestandteil der Satzung.


